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Amtsblatt
der

Kömglichen Regierung zu Düsseldorf.
Stück 2».

Inhalt des Reichs Gesetzblattes.
7tZ. 691. Das zu Berlin am 10. Juli 1878 aus¬
gegebene 22. Stück des Reichs-Gesetzblattesenthält:

Nr. 1255. Gerichtskostengesetz. Vom 18. Juni 1878.
Nr. 1256. Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher.

Vom 24. Juni 1878.
Nr. 1257. Gebühreuordnuug für Zeugen und Sach¬

verständige. Vom 30. Juui 1878.

Verordnungen n Bekanntmachungen
der Central Behörden.

71k. 685. Ausführung
des Gesetzes, betreffend den Spielkarten-Stempel.

Zur Ausführung des Gesetzes,betreffendden Spiel¬
karten-Stempel, vom 3. Juli 1878 (Reichs-Gesetzblatt
Seite 133) hat der Bundesrat!) nachstehendeVorschriften
beschlossen:

I. (Zn 1 und 2.) Die Erhebung der Stempel-
abgabe von den im Bundesgebietgefertigten Spielkarten,
sowie die Abftempelungderselben steht derjenigen Zoll¬
oder Stenerstellezn, welcher die steuerliche Aufsicht (tz. 4)
über die betreffende Fabrik von der obersten Landes-
finanzbehörde übertragen worden ist.

Ebenso haben die obersten Landesfinanzbehördenbe¬
züglich der vom Auslande (einschließlich des Großher-
zogthnms Luxemburgund der österreichischen Gemeinde
Jungholz) in das Bundesgebiet eingehenden Spielkarten
die Zoll- oder Steuerstellen zu bestimmen, welche zur
Erhebung der Stempelabgabe und zur Abftempelung
befugt sind. Dieselben sind durch das Reichs-Eentral-
blatt bekannt zu machen.

Die zum Gebrauch als Oblaten eingerichtetenKarten
und die Kinderspielkarten, sofern die einzelnenBlätter
nicht mehr als 35 Millimeter in der Höhe und 27 Mil¬
limeter in der Breite messen, unterliegen der Stempel¬
steuer nicht.

(Zu S. 2.) Die Abstempelnng der Spielkarten
crsolgt durch Stempelaufdruckmittels Maschine.

Der ^tempelabdrnck enthält den Reichsadler, die An¬
gabe des Abgabenbetrages und das Zeichen der Amts-
stelle, welche die Absteiupeluugbewirkt hat.

Bei Vorlegung der einzelnen Kartenspielezur Ab-
stcmpeluug müssen dieselben so gepackt sein, daß das
Zur Stempelnng bestimmte Blatt oben anfliegt. Außer¬
dem muß jedes Spiel mit einem Umschlageversehen
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sein, der die Angabe der Blätterzahl enthält uud so
einzurichten ist, daß das Kartenspiel vollständig zusam¬
mengehalten wird uud daß die vorschriftsmäßigeAb¬
ftempelung des oben aufliegendenBlattes ohne Lösung
des Umschlages bewirkt werden kann.

Im übrigen trifft der Reichskanzlerdie näheren Be¬
stimmungen über die Form uud die Farbe des Karteu¬
stempels, das abzustempelnde Kartenblatt und das Ver¬
fahren bei der Abftempelung.

III. (Zu Z. 3.) Für die vom Auslande (Ziffer I)
in das Bundesgebiet zum Verbleibe daselbst eingehenden
Spielkarten ist die Reichsstempelabgabe, nnd zwar für
die über die Zollgrenze in das Zollgebiet des Reichs
eingehenden Spielkarten neben dem tarifmäßigen Ein¬
gangszoll zu entrichten. Gehen aus den Zollausschlüssen
des Bundesgebiets Spielkarten, welche mit dem Reichs-
stempel versehen sind, in das Zollgebiet ein, so ist mir
der tarifmäßige Eingangszoll zu erheben.

k. Wer Spielkarten vom Auslande (Ziffer I) in das
Zollgebiet einbringt, ist in allen Fällen verpflichtet,die¬
selben beim Eingange als „Spielkarten" anzumelden.
Das Erbieten, den höchsten Eingangszoll zu entrichten
(ZZ. 27 und 32 des Zollgesetzes), oder die Bereitwillig¬
keit, sich svsort der Revision zu unterwerfen (Z. 92 a.
a. O.), begründet in Betreff der Spielkarten keine Be¬
freiung von der Verpflichtungzur Anmeldung.

L. Wird die Versteuerung uud Abftempelungnicht
bei der Abfertigung an der Grenze bewirkt, so ist mit
den eingehenden Spielkarten nach den Borschristen wegen
der zollamtlichen Behandlung zollpflichtiger Gegenstände
zu verfahren uud die Sicherstellungdes auf denselben
haftenden Steueranspruchs in gleicher Weise, wie die¬
jenige des Zollanspruchs, zu leisten. Der Verpflichtungs¬
erklärung auf dem Begleitpapier ist ein ergänzender
Vermerk des Inhalts hinzuzufügen,daß die übernom¬
mene Verpflichtung auch auf die Stempelsteuer sich er¬
strecke.

Die Abfertigung auf ein znr Abstempelnng befugtes
Amt ist nicht zu beanstanden, wenn auch nur dgs Ge¬
wicht der Spielkarten angemeldetist. Der Stempelstener-
Anfprnch wird in diesem Falle ans den Betrag von 6
Mark für jedes Zollpfnnd des Bruttogewichts ange¬
nommen.

Die vollständigeAnmeldung, welche die Anzahl der
zum Verbleib im Zollgebiet bestimmten Kartenspiele nnd
ihre Blätterzahl zn enthalten hat, nnd in zwei von dem
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Mir
gest«

Anineldenden unterschriebenen Exemplaren einzureichen

ist, muß, wenn sie nicht schon bei dem Grenzzollamte

abgegeben wird, spätestens an dem Bestimmungsorte

des Begleitscheins zc. beigebracht werden und kann von

dem Empfänger der Spielkarten verlangt werden, unbe¬

schadet der gesetzlichen Verantwortlichkeit des Einbrin¬

gers. Die Steuerbehörde hat nötigenfalls den Em¬

pfänger zur Einreichnng der vollständigen Anmeldung

binnen einer kurzen Frist aufzufordern. Das eine Exem¬

plar der Anmeldung wird als Registerbelag zurückbehalten,

das andere Exemplar dem Anmeldenden mit der Quit¬

tung über die Entrichtung der Stempelsteuer ausge¬

händigt.

O. Vor ersolgter Stempelung dürfen die eingehenden

Spielkarten, wenngleich der auf denselben haftende Zoll¬

anspruch vollständig erledigt sein sollte, nicht in freien

Verkehr gesetzt oder nach Abnahme des amtlichen Ver¬

schlusses außer Aufsicht und Kontrole gelassen werden.
Entspricht die Packung der Spielkarten und der Um¬

schlag derselben bei ihrer Vorlegung zur Stempelung

nicht den unter Ziffer ll aufgestellten Erfordernissen,

so kaun die Stempelung bis zur Beseitigung der ob¬
waltenden Mängel versagt werden.

Diese Beseitigung liegt dem Steuerpflichtigen ob und

darf nur unter ununterbrochener amtlicher Aussicht in

dem von der Steuerbehörde dazu anzuweisenden Raume

vorgenommen werden.
N. In Betreff der Spielkarten, welche aus dem freien

Verkehr des Großherzogthums Luxemburg oder der

österreichischen Gemeinde Jungholz zum Verbleibe im

übrigen Zollgebiete oder zum Durchgänge eingehen,

kommt die Uebergangsscheinkontrole znr Anwendung.

In allen übrigen Beziehungen — namentlich wegen

der Abfertigung zum Durchgänge oder zum Ansgange,

zur Niederlage, wegen weiterer Verfügungen des Em¬

pfängers u. s. w. bewendet es bei den über die Behand¬

lung der zoll- beziehungsweise übergangssteuerpflichtigen
Gegenstände bestehenden Bestimmungen mit der unter

V gedachten Maßgabe in Ansehung des sicher zu stellen¬
den Steuer-Anspruchs.

Für Spielkarten, welche vom Auslande (Ziffer I)

durch das Zollgebiet oder aus inländische» Fabriken

znr Aufnahme in ein Ansfuhrlager (H. 26, 3 des Ge¬

setzes), in das Gebiet der Zollausschlüsse geführt werden,

ist die Ausgangsabfertigung beim Grenzzollamte erst

dann vorzunehmen, wenn die Bescheinigung der zustän¬

digen Behörde in den Zollausschlüssen über die erfolgte
Anmeldung der Spielkarten beigebracht ist. Der amt¬

liche Verschluß der Kolli ist in diesem Falle beim Aus¬

gange aus dem Zollgebiete zu belassen und von dem

Waarensjjhrer bis zur Vorführung bei der Stempelstelle
in den Zollausschlüssen unverletzt zu erhalten.

lV. (Zu Z. 7.) Die Creditirung der Stempelabgabe

ist mir für die in: Bundesgebiete fabrizirten Spielkarten

zulässig. Dieselbe erfolgt im Zollgebiete nach den für
die Zollkredite bestehenden Bestimmungen, in den Zoll¬

ansschlüssen nach den von den obersten Landesfinanz-
behorden zu erlassenden Vorschriften, nnd zwar anf Ge¬

fahr derjenigen Regierung, welche den Credit bewilligt,
V. (Zn Z. 26.) In den von der Zollgrenze ans

geschlossenen Theilen des Bundesgebiets ist die Anmel

duug der vom Auslande (Ziffer I) eingehenden Spiel¬
karten bei der nach Ziffer l zuständigen Stenerstelle

schriftlich in zwei Exemplaren abzugeben. Sie muß die

Auzahl, die Zeichen nnd das Bruttogewicht der cinge

führten Kolli, sowie die Anzahl nnd Blätterzahl der
darin verpackten Kartenspiele, anch die Angabe enthalten,

ob die letzteren

zum Verbleibe iu den Zollansschlüssen, oder znr nn
mittelbaren Durchfuhr durch dieselben, oder zur Ans-

nähme in ein Ansfnhrlager ungestempelter Spiel-
karten

bestimmt sind. Eine andere Disposition über die ein¬

gehenden Spielkarten ist unzulässig. Die Frachtbriefe
oder sonstigen Begleitpapiere sind mit der Anmeldung

vorzulegen.
Die Amtsstelleu, deneu die Ueberwachung der Waaren

einfuhr iu die Zollausfchlüsse obliegt, haben jede Ein

snhr von Spielkarten der zuständigen Steuerbehörde

(Ziffer I) sofort anzuzeigen.

1. Die zum Verbleibe in den Zollansschlüssen be

stimmten Spielkarten sind sogleich zn versteuern und ab

znstempeln. Das eiue Exemplar der Anmeldung wird
mit der Steuerquittung versehen und dem Anmeldenden

zurückgegeben.
Im übrigen finden die Vorschriften unter III 7>.

Abs. 2 nnd 3 Anwendung.

2. Die zur unmittelbaren Durchfuhr angemeldeten

Spielkarten sind bis zum Wiederansgang aus deu

Zollausschlüssen in uuuutcrbrochenem amtlichen Gewahr
sam oder unter amtlichem Verschluß zu halten. Die

Hinterlegung oder Sicherstellung der Abgabe kaun dann
unterbleiben, wenn der Anmeldende als sicher be¬

kannt ist.

Die Wiederausfuhr gilt für bewirkt, wenn bei dem

Uebergange der Kartenspiele in das Zollgebiet die zu¬

ständige Zollabfertigungsstelle bescheinigt, daß ihr die¬

selben in der angemeldeten Zahl und Blätterzahl,

bezw. mit unverletztem Verschluß zur weitereu Abferti¬

gung vorgeführt worden sind -— bei dem Ausgange see¬
wärts, wenn ein von dem Schiffsführer gezeichnetes

Exemplar des Konnossements eingeliefert nnd da, wo ein

Steuerposten vorhanden, die Ausfuhr zugleich von diesem

bescheinigt wird. Den mit der Ueberwachung des Spiel-

kartenstempels beauftragten Beamten steht es frei, von
dem Verladen der Spielkarten Ueberzeugung zn

nehmen.

3. Die zur Aufnahme in ein Ausfnhrlager angemel¬

deten Spielkarten sind nach Anzahl und Blätterzahl

speziell zu revidiren und bis dahin in amtliche Ver¬

wahrung zn nehmen. Das mit dem amtlichen Revisions-

befnnd versehene Dnplieat der Anmeldung erhält der

Lagerinhaber als Belag für sein Lagerbnch (>!, 6.
N. Großhändlern, welche einen regelmäßigen Export

von Spielkarten in solchem Umfange betreiben, daß der

Stenerwerth der ausgeführten Kartenspiele in jedem



Jahre mindestens Zggy M, beträgt, kann von der obersten

Landessinanzbehörde ein Ansfnhrlager ungestempelter

Spielkarten nnter folgeudcuBedmguuge» bewilligt werde»:

1. die Bewilligung ist ans die Person des Antrag¬
stellers beschränkt und widerruflich. Dieselbe erlischt,

wenn der jährliche Export hinter dem vorbezeich¬

neten Umfange zurückbleibt, wenn der Lagerinhaber

selbst oder, mit Ausnahme des im §. 18 Absatz 2

des Gesetzes gedachten Falles, seine Gewerbsgehül-

seu oder Arbeiter eine Hinterziehung des Spiel-

kartenstempels (ZZ. 10—12 des Gesetzes) oder wie¬

derholt eiue Zuwiderhandlung gegen die erlassene»

Kontrolvorschristen (Z. 16 des Gesetzes) verüben,

oder weuu Spielkarten aus dem Lager iu das

Bundesgebiet abgesetzt werdeu;

2. die ungestempelten Spielkarten dürfen nur in einem,

gegen Entwendung zu sichernden, der Steuerbehörde

auzumeldeudeu uuv ihrer Genehmigung bedürfenden

Lagerraum aufbewahrt werdeu; derselbe ist aus¬

schließlich zu dem bezeichneten Zweck zu verwenden

nud vou dem Lagerinhaber sorgfältig unter Ver¬

schluß zu halten. Veränderungen des Lagerraums

hat der Lagerinhaber 3 Tage vor ihrer Ausfüh¬

rung der Steuerbehörde anzuzeigen;

3. der Lagerinhaber haftet für die Stempelsteuer von

den eingelagerten Spielkarten und hat eiue Kau¬

tion nach näherer Bestimmung der obersten Laudes-

finanzbehörde zu bestellen;

4. die in das Lager aufgenommenen Spielkarten

müssen ansschließlich znr Ausfuhr aus dem Bundes¬

gebiete verwendet werden. Versendungen und Ab¬

satz im Bundesgebiete sind ansgeschlossen. Nnr bei

Auflösung des Lagers kann der Restbestand znr

Versteuerung augemeldet werdeu. Etwa gestattete

Verpackung, Umpackuug oder Ummarkung der un¬

gestempelte» Karteu muß unter amtlicher Aufsicht

geschehen;

5. die zur Ausfuhr bestimmten Karten sind unter An¬

gabe des Bestimmuugsortes nud des Schiffes, mit¬

tels dessen die Ausfuhr erfolgen soll, des Schisss-

sührers, sowie der Anzahl uud Blätterzahl der

Spiele der zuständigen Steuerbehörde schriftlich au-

zumeldeu, nnter deren specieller Revision nnd Auf¬

sicht zu verpacken und zu verschließen. Die Aus¬

fuhr ist nach den unter 2 ertheilten Vorschriften

nachzuweisen;

6. der Lagerinhaber hat uach näherer Vorschrift der

Steuerbehörde über den Zu- uud Abgang ein

Lagerbuch zu führen. Anf der linken Seite ist der

gesammte Zugang au uugestempelteu Karten, auf

der rechten Seite der Abgang durch Versendung in

das Ausland sofort bei der Entfernung der Karten

ans dem Lager einzutragen. Die Eintragungen fiud

durch die mit der amtlichen Revisionsbescheiuiguug

versehenen Einfuhr- und Ansfnhranmelduugeu zu

belegen. Der Lagerinhaber hat das Lagerbuch nebst

Belägen zur Einsicht der Steuerbeamten im Lager

offen zn legen, anch auf Verlangen denselben die

Einsicht der den Bezug uud Absatz vou Spielkarteu
betreffenden Geschäftsbücher zu gestatten. Er ist

Persönlich für die Richtigkeit der Buchungen nnd
für die ^derzeitige Uebereinstimmung des Bestan¬

des mit den Buchungen haftbar. Das Lager ist
mindestens einmal vierteljährlich von Stenerbeamten

zn revidiren, der Soll- nnd Jstbestand zn Prüfen
und ein, die Snmmen des Zugangs und des Ab¬

gangs nnd deu Sollbestand enthaltender Auszug
mit der Bescheinigung des Jstbestandes, nach den

verschiedenen Steuersätzen geordnet, der zuständigen
Steuerbehörde zur Vergleichung mit ihren auf

Grund der Abfertigungen zu und von dem Lager

zn führenden Anschreibnngen vorzulegen. Abwei

chnngen, die sich bei dieser Vergleichung des Soll-

nud Jstbestandes ergeben, sowie sonstige Zuwider-

Handlungen gegen die vorstehenden Vorschriften sind
strafrechtlich zu verfolgen;

7. betreibt der Lagerinhaber auch Handel mit gestem¬

pelten Karten, so muß das Lager nnd die Ver-

kanfsstelle für die letztere» sich in einem von dem

Ausfuhrlager getrennten Ranme befinde».

i.'. Wer gestempelte Spielkarten zum Verkauf feil¬

halten will, hat dies vorher bei der zuständigen Steuer¬

behörde anzumelden. Er hat demnächst sein Geschäfts-

lokal äußerlich als Verkaufsstelle von Spielkarten zn be¬

zeichnen, über Ein- und Verkauf vou Spielkarten nach

näherer Anweisung der Steuerbehörde eiu Buch zn

sichren nnd den Steuerbeamten auf Verlangen vorzu¬

lege», auch die Karten ausschließlich au dem der Steuer¬

behörde angemeldeten Orte aufzubewahren. Ein Wechsel

des Lokals ist der letzteren binnen 3 Tagen anzn-
melden.

IX Die Reichsbevollmächtigten uud Stationskontro-

löre üben bezüglich des Spielkartenstempels in den Zoll

ansschlüssen dieselben Rechte nnd Pflichten, welche ihnen

dnrch Z. 22 des Gesetzes für das Zollgebiet des Reiches

übertragen find.

Die Beamten der Kaiserlichen Hauptzollämter zu

Hamburg und Bremen haben die gelegentlich ihrer

Dienstverrichtnngen in den Zollansschlüsscn wahrgenoni-

menen Spielkartenstempel-Kontraventivncn festzustellen nnd

der zur strafrechtlichen Verfolgung zuständigen Behörde

anzuzeigen.

VI. (Zu HZ. 5, 6 nnd 24.) Die Bestimmungen über

die Einrichtung der Spielkartenfabriken, die Fabrikation,

Stempelung, Aufbewahrung und Versendung der Spiel-

karten, die Buchführung, die Meldungen an die Steuer¬

behörde und deu Eiuzelverkauf vou Spielkarten sind in

dem anliegenden Regulativ, — die Vorschriften über die

Nachftempelnng der Spielkarten i» der Anlage U. zu¬

sammengestellt.
Berlin, deu K. Juli 1878.

Der Reichskanzler, I. V.: Hofmann.

Anlage Regulativ,
betreffend den Betrieb der Spielkartenfabriken.

Z. 1. Wer Spielkarten anfertigen will, hat der Zoll-

direktivbehörde, in deren Bezirk die Anfertigung stattfinden



soll, in den Zollansschlnsseu der »bersten Laudesfiuauz-

behörde, eine Beschreibung und Zeichnung der Fabrikräume

in zwei Exemplaren einzureichen, welche die ganze Anlage
und alle einzelueu Gebäude — weuu auch uicht alle

Räume derselben zur Kartenfabrikation bestimmt siud —
umfassen muß. Die Räume, worin die Fabrikation be¬

trieben wird, müssen, soweit möglich, unter Angabe des

speziellen Fabrikationstheiles, für welchen jeder einzelne
Raum bestimmt sein soll, besonders bemerkt werden. Ein

Exemplar wird mit dem Genehniignngsvermerk versehen

nnd dem Fabrikanten zurückgegeben.

Die Fabrikanlage uud die einzelnen Räume derselben

müssen derart beschaffen sein, daß die steuerlichen Revi¬

sionen dem Zwecke entsprechend ohne Schwierigkeiten

ausgeführt werden köuuen. Von dem Beginn des Betriebs
ist der Steuerbehörde spätestens an dem vorhergehenden

Werktage Auzeige zu machen.

Die Inhaber bestehender Anlagen zur Ausertiguug

vou Spielkarten sind verpflichtet, vor dem 1. Jauuar

1879 mit der im Z. 5 Absatz 3 des Gesetzes vorge¬

schriebenen Anzeige eine den vorstehenden Vorschriften

entsprechende Beschreibung uud Zeichuuug einzureichen,

sofern eine solche uicht bereits früher für die Zwecke

der Kontroliruug eiuer laudesgesetzlicheu Spielkarteu-
stener eingereicht worden ist.

Z. 2. Eine Verlegung, Erweiterung oder Veränderung

der deklarirten Fabrikeinrichtung darf nur nach vorgän¬

giger Geuehmiguug der mit der steuerliche» Aufsicht

über die Fabrik beauftragten Amtsstelle vorgenommen

werden. Von Besitzveränderungen muß der Besitzuach-

solger dieser Amtsstelle spätestens binnen 4 Wochen nach

dein stattgefuudeueu Wechsel Auzeige macheu.

Z. 3. Die Fabrikanten sind gehalten, von jeder Sorte

Spielkarten, welche sie zu verfertige« beabsichtigen, ein

Mnsterfpiel bei der Steuerbehörde niederzulegen. Die¬

selben haben ferner einem der Steuerbehörde vor¬

her anzuzeigenden Blatte jedes Spiels ihre Firma

oder ein von der Steuerbehörde genehmigtes Fabrik¬

zeichen abzudrucken.

K. 4. Sämmtliche Arbeiten der Kartenfabrikation sind

ausschließlich in den genehmigten, bezw. angesagten

Fabrikräumeu auszuführen. Auf Antrag zuverlässiger

Fabrikanten kann jedoch von der im Z. 1 bezeichneten

Behörde nnter folgenden Bedingungen gestattet werden,

daß die vorgearbeiteten (schwarz oder blau gedruckten)
Karten vou den dazu bestimmten Arbeitern in ihren

Wohnuugeu kolorirt werden:

-r) die Genehmigung erfolgt auf Widerruf;

l>) die zum Kolorireu ausgegebenen Karten sind bin¬

nen einer bei der Ausgabe zu bestiiumeudeu ange¬

messenen Frist in voller Anzahl, mit Einschluß der

etwa bei dem Koloriren oder sonst verdorbenen,

an den Fabrikanten zurückzulieseru;

o) der Fabrikant hat nach näherer Anweisung der

Steuerbehörde ein Kontobuch zu sühreu, welches

die Anzahl und Gattung der an die einzelnen

beteiligten Arbeiter ausgegebeueu Karteu, die

Znrücklieferungssrist und das Datum der Ausgabe

und der erfolgten Zurücklieferuug enthält uud den

Steuerbeamteu zur Einsicht vorzulegen ist.

H. 5. Fertige ungestempelte Spielkarten dürfen nnr in

einem der Steuerbehörde angezeigte», gegen Entwendung
gesicherten Behältnisse niedergelegt werden, welches

von dem Fabrikanten sorgfältig unter Verschluß zn
halte» ist.

Z. 6. Die zm» Absätze im Bundesgebiete bestimmten

Karteuspiele siud der Steuerbehörde behufs der Stem-

peluug mit eiuer iu zwei Exemplaren einzureichenden

Anmeldung vorzuführen, welche die Anzahl und Blätter-

zahl der abzustempelnden Kartenspiele enthalten umß,

Das eine Exemplar erhält der Fabrikant, mit der

Steuerquittuug Verseheu, als Belag für seiue Buch¬

führung (Z. 8) zurück.

Versendungen ungestempelter Spielkarten nach Orten

im Bundesgebiete sind nnr behnss Ausuayme der

Karten in die auf Gruud des H. 26 Nr. 3 des Gesetzes

bewilligten Aussuhrlager zulässig. Iu diesem Falle

finden die nnter tz. 7 für die Ausfuhr aus dem Bundes¬

gebiete ertheilten Vorschriften mit der Maßgabe Anwen¬

dung, daß von dem Begleitschein-Erledignngsaint die

Ausgaugsabfertiguug der Spielkarte» erst vorgenommen

werden darf, nachdem die Anmcldnng derselben bei der

zuständigen Behörde in den Zollausschlüsseu bescheinigt ist.

Z. 7. Die zur Ansfnhr ans dem Bundesgebiete
bestimmten Karteu siud der Steuerbehörde anzumelden

uud nach genauer Revision unter Aussicht derselben zn

verpacken. Gegen Uebernahme der Verpflichtung für

die Stempelsteuer uud Sicherstelluug der letzter» erfolgt

die Abfertigung auf Uebergangs- bezw. Begleitschein

oder, falls die Spielkarten von dem Sitze eines Grenz¬

zollamts »»»littelbar in das Ausland geführt werden,

anf Ansgangsdeelaration. Für die Ausfuhr der in den

Zollausschüssen gefertigten Karten kommen die Bestiin-

muugeu zur Anwendung, welche für die Ausfuhrlager

gelteu (Ziffer V. 2 der Ausführungsvorschrift).

Solle» inländische Karten aus einem Theile des Bun¬

desgebiets in den anderen durch das Auslaud oder durch

die von der Zollgrenze ausgeschlossenen Theile des Bun¬

desgebiets versendet werden, so ist das bei dergleichen

Waarensendungen überhaupt vorgeschriebeue Verfahre»

zu beobachten.

Ungestempelte Spielkarten, welche an den inländischen

Fabrikanten zurückgesendet werden, köuneu ohne Abstem-

peluug in das Verschlußlager unter Anschreibnng in

Zugang (Z. 8) wieder anfgeuouuuen werden, wenn ihre

Herstellung in der Fabrik und die Versendung ans dein

Bundesgebiete erwiesen wird.

Z. 8. Ueber die verfertigten Karten ist der Fabri¬

kant gehalten, zwei Bücher zu führen und solche zur

Einsicht der Steuerbeamten in der Fabrik osse» zu legen.

Für die Richtigkeit der Buchung und für die jederzeitige

Uebereinstimmung des Bestandes an sertigen Spielkarten

(K. 5) ist der Fabrikant verantwortlich. Das eine Buch

hat anf der linken Seite den gesammten Zugang an

Spielkarten und auf der rechten Seite den Abgang durch

Stempeluug, Ausfuhr aus dem Bundesgebiete oder



Versendung behufs Aufnahme iu ein Ausfuhrlager un¬
gestempelterKarten (Z. 26 Nr. 3 des Gesetzes) nachzu¬
weisen. Die Auschreibnngeu hinsichtlich der Karten,
welche in dein uuter Z. 5 erwähnten Behältnisse nieder¬
gelegt werden, sind sofort nach der Ausnahme bezw.
Entfernung der Karten zu bewirken. Sind Karten un¬
mittelbar nach deren Fertigstellung zur Stempeluug,
zur Ausfuhr aus dem Bundesgebiete oder Aufnahme
in ein Ausfnhrlager ungestempelter Karten (Z. 26 Nr. 3
des Gesetzes) gelaugt, ohue zuvor in das unter H 5
erwähnte Behältniß aufgenommen zu fein, so muß dies
in dem Buche verzeichnet sein. Das zweite Bnch ist
zum speziellen Ausweise über die gestempelten Karten
bestimmt,nnd mnß ans der linken Seite den Zngang
an gestempelten Spielkarten, nnd auf der rechten Seite
den Abgang dnrch Verkauf und Versendung nachweisen.

Bei allen Eintragungen mnß das Datum, waun der
der Zugang und Abgang geschehen, bemerkt, und bei
dem Verkauf uud der Versendung der gestempelten
Spielkarten müssen Name nnd Wohnort des Käufers
resp. Empfängers genau angegeben werden.

Den revidirenden Beamteu find die vorhandenen fer¬
tigen Karteu einschließlich der überzähligen nnd Aus¬
schußblätter sämmtlich vorzulegen (H. 14 des Gesetzes.)

§. 9. Die bei der Fabrikation vorkommenden über¬
zähligen Ansschnßblätter müssen gesammelt, iu dem der
Steuerbehörde hierzu augemeldeteu Behältnisse nnter
Verschluß gebracht uud die Ausschußblätter in der von
der Steuerbehörde zu bestimmenden Zeit nnter Aussicht
der koutrolirenden Beamten sämmtlich unbrauchbar
gemacht werden. In der Regel geschieht dies dadurch,
daß die Blätter iu der Mitte eiugeschuitten werden.
Aus den Antrag des Fabrikanteil kann die oberste Lan-
desfinanzbehörde ein anderes, gegen den Gebrauch der
Blätter zum Kartenspiel völlig sicherndes Mittel zu¬
lassen. In allen Fällen sind die Aßblätter, nnd
bei Spielkarten, welche solche nicht enthalten, 4 andere
Blätter, welche der Reichskanzler zu bestimmen hat,
wenn sie als Ansschußblätter ausgesondert werden, zu
vernichten.

H. 10. Der Einzelverkanf von Spielkarten in Mengeil
von weniger als zehn Spielen ist den Spielkarteufabri-
kanten nur iu einem besonderen, von den Fabrikränmen
vollständig getrennte» Lokale gestattet. Befindet sich
dieses Lokal in demselben Gebäude, in welchem die
Fabrikation der Spielkarten betrieben wird, so darf
dasselbe nnr nach vorgängiger Genehmigung der Steuer¬
behörde benutzt werden. Die Fabrikanten sind verpflichtet,
jede Menge von Karten, welche zum Einzelverkanf
bestiiumt wird, ehe dieselbe in das betreffende Lokal
übergeführt wird, in dem zum Ausweise über die ge-

I stempelten Karten dienenden Buche (Z. 8) abzuschreiben
»nd in ein über den Einzelverkanf zu führendes Buch
einzutragen, auch iu letzterem mindestens täglich Gat-

j tnng nnd Anzahl der abgesetzten spiele anzuschreiben.
Der erste Absatz des Z. 6 des Gesetzes fiudet auch auf

Z den Einzelverkauf der Fabrikanten uud die dazu bestimmten
i Lokale Anwendung.

Versendungen einzelner Kartenspiele als Proben n. f.

w. nach Orten außerhalb des Sitzes der Fabrik begrün¬
den die Anwendung der vorstehenden Vorschriften über
den Einzelverkanf der Fabrikanten nicht.
Aulage U. B e st i m m uug en

über die Nachversteneruug der Spielkarten.
1. Zuständig zur Erhebung der Nachsteuer ist be¬

züglich der Spielkartenfabriken die Stenerstelle, welche
die steuerliche Anfficht über dieselben zn führen hat. Im
übrigen aber kann die Anmeldung nnd die Entrichtung
der Nachsteuer bei jeder Reichssteuern erhebeudeu Amts-
stelle erfolgen, in deren Bezirke die betreffende Handels¬
niederlassung oder der Aufenthaltsort des Anmeldeudeu
belegen ist, in den Zollansschlüssen bei den unter Ziffer
l. der Ansführuugsvvrfchriften bezeichueteu Amtsstelleu.

2. Spielkarteusabrikauteu, Spielkarteuhäudler nnd In¬
haber öffentlicher Lokale haben ihren Vorrath an Spiel¬
karten, den sie am 1. Januar 1879 selbst in Gewahr¬
sam oder Anderen in Gewahrsam gegeben haben, späte¬
stens am 3. desselben Monats der zuständigen Steuer¬
behörde schriftlich anzumelden uud die Anzahl und
Blätterzahl der Kartenspiele, sowie, ob dieselben unge¬
stempelt oder mit welchem landesgesetzlichen Stempel sie
versehell sind, im letzteren Falle auch die Gattung der
Spielkarten nach der Bezeichnung in dem bisherigen
landesgesetzlichen Tarife, anzngeben nnd außerdem zu
erklären, welche Anzahl vou Kartenspielen nnd mit
welcher Blätterzahl

a. sofort gestempelt, oder
l>. sofort aus dem Bundesgebiete ausgeführt, oder
o. eiustweileu bis zur Ausfuhr ans dem Bnndesge-

biete oder bis zur Abstempeluug aufbewahrt wer¬
den soll.

Die Anmeldung ist in zwei Exemplaren abzugeben

und von dem Anmeldenden mit Namen uudWohuuugs-

angabe zu unterzeichnen.
3. Die zur Stempeluug angemeldeten Spielkarten

(2^) find der Steuerbehörde vorzulegen und werden,
nachdem die Uebereinstimmung mit der Anmeldung geprüft
nnd festgestellt und die Neichsstempelabgabe, bezw. der

! etwaige Mehrbetrag derselben über die landesgesetzliche
i Steuer sür die einzelnen mit einem landesgesetzlichen

Stempelzeichen versehenen Kartenspiele entrichtet worden
ist, abgestempelt und dem Anmeldenden zur freien Ver¬
fügung überlassen.

4. Mit einem landesgesetzlichen Stempelabdruck ver¬
sehene Spielkarten sind in allen Fällen aus demjeuigeu
Blatte mit dem Reichsstempel abzustempeln, auf welchem
sich der landesgesetzliche Stempelabdruck befindet. Der
letztere ist dabei, so weit es möglich ist, erkennbar zn
erhalten.

Die Lösung des Umschlags bei Spielkarte», welche in
fabrikmäßiger Verpacknng vorgelegt werden, kann gefor¬
dert werden, wenn es zur Feststellung des Steuerbe¬
trugs erforderlich ist, oder der Verdacht einer beabsich¬
tigten Täuschung vorliegt.

Die Karten sind mit demjenigen Reichsstempel zu ver¬
sehen, welcher nach ihrer Blätterzahl erforderlich ist.

5. Die Kartenspiele, welche sofort aus dem Bundes¬
gebiete ausgeführt werden sollen (2d), werden unter



Aufsicht dcr Stcncrflcllc verpackt nnd sind zu diesem Be¬

hufe zur Aiutsstelle zu schaffen. Demnächst erfolgt die

Vcrschlnßanlagc nnd Abfertigung zur Ausfuhr nach
Maßgabe dcr Ansführiingsvorfchriften nuter Ziffer !>l

uud V bezw. des ß. 7 des Regulativs über den Betrieb
der Spielkarlenfabriken,

6. Die Menge der Spielkarten, welche einstweilen anfbe-

wahrt werden sollen (2o), ist in den Spielkartenfabriken

nach Zahl nnd Blätterzahl dcr Spiele durch die mit

der steuerlichen Aufsicht über dieselben beauftragte«

Amtsstellen festzustellen, die Eintragnng in das betref¬

fende Blich (Regulativ Z. 8) zu bewirke» und es sind

die Kartenspiele, sowie dic überzähligen nnd Ausschuß¬

blätter in die hierfür bestimmten Bchältuiffe nnter Ver¬

schluß des Fabrikanten zn bringen (Regulativ ZZ. 5
nnd 9).

Bei den Spiclkartenhändlern und Inhabern öffentlicher

Lokale sind die zur einstweiligen Aufbewahrung bestimmteu

Karlen nach Feststellung der Richtigkeit der Anmcldnng

entweder in ein verschließbares festes Gelaß oder in

verschließbare Kolli verpackt nnter' amtlichen Verschluß

zn nehmen. Nach Ermessen der Steuerbehörde kann die

Sichcrstellnng des Stempels für diese Karten gefordert
we.'den. Die Art der Ausführung ist anf der Anmel¬

dung oder iu besonderer Verhandlung anzngeben und

die Richtigkeit der Angabe von dem Anmeldenden dnrch

Unterschrift anzuerkennen.

Das weitere Verfahren richtet sich nach 3 bezw. 5.

Die einstweilige Aufbewahrung findet nur für die

Zeit von einem Jahre nach der Anmeldung statt. Ist

nach Ablauf dieser Frist die Ausfuhr nicht bewirkt, so

hat die Versteuerung uud Abstempelnng zn erfolgen.

7. Die Nachstempeluug der iu den Händen anderer,

als der unter 2 bezeichneten Personen befindlichen Kar¬

tenspiele ist, soweit solche nach K. 24 des Gesetzes über¬

haupt zu geschehen hat, nach den Vorschriften nnter 2

bis 4 anzumelden und zu bewirken.

Eine Anmeldung zur Ausfuhr oder zur einstweiligen

Aufbewahrung ist ausgeschlossen.

Ein Exemplar der geprüften nnd festgestellten Anmcl¬

dnng erhält der Anmeldende, mit der Bescheinigung

über den Empfang der Spielkarten und dic Zahlung

der Nachsteuer versehen, zurück. Nur gegen Rückgabe

derselben ersolgt die Aushändigung der Karten nach

ersolgter Abstempelnng.

8. Ist die Amtsstelle, welche die Nachsteuer erhoben

hat, uach Ziffer I der Ausführuugsvorschrifteu nicht

zur Abstempelung von Spielkarten befugt, so übersendet

sie die nachznstempelnden Karten mit einem Verzeichnisse

der zn solcher Abstempelnng ermächtigten Amtsstelle.

Hin- nnd Rücksendung erfolgen nnter der Bezeichnung
als Reichsdieustsache. Die oberste Landesfinanzbehörde

kann, nm das Hiu- nnd Zurücksenden zu vermeiden, an¬

ordnen, daß in solchem Falle die Abstempelung von der

Amtsstelle, welche die Nachstener erhoben hat, mittels

Handstempels vorgenommen werde.
9. Den einzelnen Bnndesregiernngen bleibt überlassen,

dahin Anordnung zu treffen, daß den unter 2 bezeich¬

neten Personen gestattet werde, bereits im Mvimt H

zember l. I. Spielkarten znr Stempelnng oder

stempeluug bei der zuständigen Steuerbehörde vorzulez,,

Verordnungen u. BekanntmachnlW
der Königlichen Regierung.

717 681. Aufruf.
Am diesmaligen Pfingstfest hat das Christel»

Preußens nnd Deutschlands einen allgemeinen Ach,

begangen. Zweimal binnen drei Wochen hat Frevlcch,
anf das Leben Seiner Majestät unseres Kaisers >>,

Königs einen Mordversnch gewagt. In Schmach U
Schmerz verhüllt das kaum geeinte deutsche Reich

Haupt. Während die Wage zwischen Furcht nnd H«i

nnng schwankt und aller Orteu dic Fürbitte von d«

König aller Könige die Erhaltung des geliebten Mo«

chen erfleht, drängt es Tausende znr Errichtung «

sogenannten Votiv-, d. i. Dankes- nnd GelöbnifW

in Berlin. Hier in der Hauptstadt des Reichs, ß

am Orte der doppelten Menchelthat und dcr dopMi

Bewahrung durch Gottes Barmherzigkeit soll dil

Gelöbnißkirchc stehen, eine Stätte des Dankes «i

Gebetes, ein Mahnruf ans Stein an vorüberwcnidck

Geschlechter. ^

Ohne daß wir andere und größere Unternehmung»

die vielleicht in diesen Tagen des Volkes Patriot^

Bewegung aussprecheu werden, irgendwie beeinträchtizi

Wollen, ist es uuser Wunsch, mit jenem Bau di

Gelübde erneuter trener Hingabe auszusprechcn «.

das christliche Bekenntniß unserer Väter, an das G

unserer vaterländische» Geschichte, au das Haus Hohn

zollern. Die Mit- und Nachwelt soll es wissen, >r

in schreckeusvolleu Tagen, als wider göttliche »»d m«i

liche Ordnuttg ei» Abgrund voll Umstnrzgedankeii ji

aufgethan, wir unsere Ange» aufgehoben zu den Berz»

von denen nns Hülfe kommt.

Der mitnnterzeichnete Banquier Locschc ist bm

Gaben für diesen Zweck in Empfang zn nehmen, ü

den Provinzen müssen sich Sammelstätten hicrji
bilden.

Laßt uns nicht sänmeu! Und Gott sehe das Uck

nehmen in Gnade» a»!
Berlin, im Jnni 1878.

v. Ollech, General der Infanterie; Graf Ar»>«

Boitzenbnrg, Ober-Präsident a. D.; !>. Bcun

Hof- nnd Domprediger, D. Brückn er, Probst >>!

Generals»perintendent; l)r. Büchsel, Pastor >»

Generalsuperintendent; v. Bülow, Kaniinergmch!-

Referendar; Enrtins, Professor; Eichmann, Odo

Präsident a. D., W. G. R.; I). Frhr. v. d. Gol^

Probst nnd Ober-Consistorialrath; C. Hoppe, Fal^

besitzcr; Dr. Kicßling, Geh. Regiernngsrath; ^

Kögel, Ober-Consistorialrath, Hof- und Dompredig»

Louis Krüger, British-Hotelbesitzer; v. Lc C^'!
Wirkl. Geh. Rath; Adolf Loesche, Banquier,^

nienbnrgerstr. 20; v. Nohr, Wirkl. Geh. Rath «

Ober - Tribunals - Vieepräsident; Sachsse, ObnPI
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'cktor; Schwartzkops, Geh. Commerzienrath;
Adler, Geh. Bmirath »iid Professor; 1>r.

crendt, Professor der Geologie; A. Calandrelli,

rofcffor und Bildhauer; >>>-, O. Heyden, Professor,

eschichts- uud Hofmaler Sr. Majestät des Kaisers;
ber -Bcrghanptmann Krug vou Nidda, Wirklicher

eheimer Rath ; Orth , Köuigl. Baurath uud Architekt.

Der gefchäftssührende Ausschuß hat zugleich den

misch ausgesprochen, daß die eingegangenen Beiträge
itcr Beifügung eines Verzeichnisses der Geber an den

ituntcrzeichneten Banquier Loefche zu Berlin (Oranien-

irqerstraße 20) eingesandt werden.
Düsseldorf, den 14. Juli 1878.
Der Regieruugs-Präfideut: von Hagemeister.

Ij!. 676. Die Händlerin Virgina Mohy aus Villers
Mvntagne iu Lothringen, hat den ihr von nns am

Januar d. I. zum Handel mit leinen Band uud

Strickgarn:e. ertheilten Legitimatious- und Gewerbe-

Dein angeblich verloren.
1 Dieser Scheiu wird hierdurch für unaültig erklärt.

Düsseldorf, den 11. Juli 1878. 111. 111. 8180.

W. 682. Der Drahtbiuder Johaun Komzala Hierselbst,

^it den am 27. Dezember v. Js. für denselben znm
landel mit selbstverfertigten Drahtbinderarbeitcn zc.

tlsgefertigten Legitimations- und Gewerbeschein angeb-
Ich verloren.

Dieser Schein wird hierdurch für ungültig erklärt.

>Düsseldorf, den 13. Juli 1878. III. III. 8221.
> 696. Der Haudelsmauu Johauu Losacker zu

Ivlzhauseu bei Schlcbusch hat den für denselben am
I März d. I. znm Handel mit Obst, Gemüse?c. aus-

rscriigten Legitimatious- nnd Gewerbeschein angeblich
xrloren.

Dieser Schein wird hierdurch für ungültig erklärt

md der Fiuder aufgefordert, ihn an die nächste Polizei-

rhiirde, zur Ablieferung an uns abzugeben.

1 Düsseldorf, den 11. Juli 1878. III. III. 8169.

IA, 692. Zu den iu der Extra-Beilage dieses

glattes enthaltenen Bekanntmachungen des Herrn Reichs¬

adlers, betreffend 1. Normen für die Constrnction nnd
lusrüstung der Eisenbahnen Deutschlands, 2. die Bahn-

ddmmg für Deutsche Bahnen untergeordneter Bedeu-

!>ng, 3. Abänderungen von Bestimmungen des Bahn-
Wzei-Reglements für die Eisenbahnen Deutschlands,

Abänderungen der Sigual-Ordnung für die Eisen-

lahncn Deutschlands, 5. Bestimmungen über die Be-

lihignng vou Bahupolizeibeamten und Loeoinotivsührern,
lenierken wir, daß vom 1. Juli d. I. ab, dem Tage

les Jnkrasttretens der unter 2 bezeichneten „Bahnord-
lung zc.", die für Eisenbahnen untergeordneter Bedeu¬

tn Nr. 111 des Deutsche» Reichs- und Preußischen

^taatsanzeigers vom 14. Mai 1877 und in Stück 23
»>sers Amtsblattes pro 1877 Publieirte „Sicherheits-

Mnung für normalfpurige Eisenbahnen Preußens vom

I« Mai 1877" außer Kraft uud die Bahuordnuug ?c.

lom t2. Juni d. I. an Stelle der letzteren tritt.
I Düsseldorf, den 16. Juli 1878. 1° II I. R. 3463.

>22. 686. Unter Bezugnahme auf unsere Bekannt¬

machung vom 16. Jnni 1842 (Amtsblatt Stück 32)

weisen wir die Ortsbehörden unseres Verwaltungsbezirks

hierdurch au, die Allerhöchste» Orts bewilligte jährliche

Hauseollecte für deu Fortbau des Domeszu Cöln für das laufende Jahr im Monate A n g II st
bei den katholischen Einwohnern in gewöhnlicher

Weise abhalten zu lassen uud die Erträge au die Kgl.
Stenereassen abzuliefern.

Nach Beendigung der Collecte erwarten wir vou deu

Herren Landräthen die Einsendung der Ertrags-Nach^
Weisungen.

Düsseldorf, deu 11. Juli 1878. I. 1. 1558.

723. 699. Der Termin für die znm Besten der

dürftigen evangel. Gemeinden der Rhein¬
pro v i n z abzuhaltende Kirchencolleete ist auf den 28.

Juli e. festgesetzt uud will das Köuigl. Cousistorium zu

Cobleuz die für denselben Zweck bei den evangel.

Bewohner n unseres Bezirks durch Organe der
evangel. Kirchengemeinden einzuscimmelude .Hans-collecte, wie in den Vorjahren im Laufe des
Monats August c. abhalten lassen. Indem wir dies

hiermit znr öffentlichen Kenntniß bringen, weisen wir

die Stenerkassen unseres Bezirks au, die aufkommenden
Erträge iu Empfang zu nehmen.

Düsseldorf, deu 13. Juli 1878. I. I. 1579.

724. 700. Durch Erlaß vom 15. März er. hat der
Evangelische Ober-Kirchenrath Abhaltung einer einma¬

ligen Collecte in den evangelischen Kirchen der Rhein-

Provinz für den Kirchen- und Pfarrhansban in Naechste-

breck (Provinz Westfalen) genehmigt und hat das Köuigl.

Cousistorium zu Cobleuz deu Termin für dieselbe ans

den 8. Sonntag pr. Irin, den II. Anglist d. I. fest¬

gesetzt. Wir bringen dies hierdurch zur öffentlichen

Kenntniß nnd weisen die Stenerkassen unseres Bezirks
an, die Collecten-Erträge zur Ablieferung au unsere
Hanptcasse in Empfang zn nehmen.

Düsseldorf, 13. Juli 1878. I. I. 1578.

725. 701. Es kommen nicht selten Fälle vor, daß die

Dispensationsgesna,e nm Zulassung znr Entlassnngs-
prüsnng von solchen Schulkindern, welchen an der Vol¬

lendung des 14. Lebensjahres noch mehr als drei

Monate fehlen (§. 13 unserer Cirenlar-Versügnng vom

21. Oetober 1873 — I. V. 7034) erst so' kurze
Zeit vor Abhaltung der Entlassungsprüfung bei nns

eingereicht werden, daß dieselbe», zumal wenn noch —

wie das hänfig geschehen muß — Zwischenausrageu zu

erlassen sind, unmöglich rechtzeitig erledigt werden

können. Es ist sogar der Fall vorgekommen, daß die

Dispensation bei uns erst nach Abhaltung der Ent¬

lassungsprüfung nachgesucht worden ist, indem den

betreffenden Kindern von dem Schulvorstande eröffnet

wurde, daß sie sich wieder zum Schulbesuch einsindeu

müßten, falls die Regierung nicht nachträglich ihreDis-
penfition genehmigen sollte.

Ein solches Verfahren muß als unstatthaft bezeichnet
werden nnd untersagen wir es hiermit ein für alle

Mal, iu Zukuuft Schulkinder zur Eutlassnngsprüfuug

zuzulassen, welche das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet
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haben, wenn deren Dispensation nicht vorhervon den
betreffenden E teilen in Gemäßheit der 1t, 12 nnd
t3 der obenbezeichneten Cirknlarversügnng ordnungs¬
mäßig herbeigeführtworden ist.

Zugleich machen wir darauf aufmerksam, daß nach
Z. tl I. e. dieDispensationsgesnchevon den Eltern,
Pflegern oder Vormündern der betreffenden
Kinder bei dem Schnlvorstande, welcher in ordnungs¬
mäßiger Versammlung darüber zu beschließen hat, anzu¬
bringen sind; es ist also unstatthaft, daß solche Dispen-
fationsgesuche,wie dies hänfig geschehen ist, von den
Lehrern eingereicht werden.

Indem wir schließlich die sorgsamste und strengste Be¬
handlung aller Anträge auf Dispensation vom ferne¬
ren Schulbesuch vor dem vollendeten 14. Lebensjahre,
iufonderheit auch derjenigen Anträge, welche nach HH,
11 und 12 !. e. nicht zu uuserer Kenntniß gebracht
werden, den Schnlvorständen, Bürgermeistern nnd Kreis-
schnlinspectoren (Stadtschnlinspeetionen) znr Pflicht machen,
bemerken wir nochmals, daß solche Dispensationen über-
hanpt n n r ausnahmsweise in einzelnen wohl¬
begründeten Fällen eintreten dürfen.

Düsseldorf, den 19. Juni 1878. II. 4753.

Verordnungen u Bekanntmachungen anderer Behörden.
72k. 697. Auf Grund der Allerhöchsten Cabinets-Ordrevom 23. April 1877 und laut Beschluß Königlicher
Regierung zu Düsseldorfvom 20. August 1877 solleu zur

Erweiterung des Ruhrort'er Hafens
in Gemäßheit des Gesetzes über die Enteignung von Gruudeigeuthum v om 11. Juni 1874 (G.-S. Pag. 221) im
Verfolg des Termins vom 15. v. Mts. ferner noch folgende Grundstücke enteignet werden.

K a t a st r a l - G e m eind e Duisburg.

LaufendeNummer.
A

I
Par- '
zelle. >Cultur-Art.

Größe der
abzutretenden

Flächen.
> Ar. !Q.-M.

Name, Stand und Wohnort
der Grundbesitzer.

1 1
2jl 1

I 283/8 Wasserstück.
Wiese.

10
l 1

63
02

Bachmann zn Herford uud Hauiel Franz zu Ruhrort.
dieselben.

Von KöniglicherRegierung zu Düsseldorf niit Verfügung vom 17. April 1878, 1. I?. Nr. 333, zum Ent-
eiguuugs-Commifsarius ernannt, habe ich unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung vom 23. Mai 1878,
Stück 22, Pag. 179, znr weiteren Verhandlung mit den Interessenten »nter Vorlegnng des definitiv festgestellte»
Planes, fowie zur Abschätzungder vorbezeichneten Grundflächen Termin auf Mittwoch, den 24. Jttli er., V o r-
mittags 8^ Uhr, im Lokale der Wittwe Faber an der Haniel'schenBrücke bei Rnhrort anberaumt.

Alle Interessenten, soweit solche nicht besonders eingeladen sind, werden hiermit aufgefordert, im Termine ihre
Rechte selbst oder durch legitimirteBevollmächtigte wahrzunehmen, mit der ausdrücklichen Verwarnung, daß bei dem
Ausbleibenderselben ohne ihre Anhörung die Entschädigung festgestellt nnd bezüglich Auszahlung der Eutschädignngs-
Summe verfügt werden wird.

Mülheim a. d. Ruhr, den 15. Juli 1878. Der Königliche Landrath ^ von Rofenberg-Gruszezynski.
727 677. Auszug
aus deu, im Sekretariate des Königl. Landgerichts zu

Elberfeld beruhenden Urschriften.
Die Sitzungen der Ferien-Kammer für das Königl.

Landgerichtzn Elberfeld werden für das laufende Jahr
am 1. Augnst eröffnet und außerdem an folgenden Tagen
gehalten werden: 1. im August am 9., 10., 12., 13.,
23., 24., 26., 27.; 2. im September am 6., 7., 9.,
10., 20., 21., 23., 24. Die Sitzungen werden jedes¬
mal um 10 Uhr Morgens beginnen nnd dienen, neben
der Erledigung der Bernsnngen von Urtheilen der Zncht-
polizeikammernur dazu, summarischeund dringende
Sachen zn entscheiden.

Ueber Berufungen in Zuchtpolizei-Sachen wird ver¬
handelt in den Sitzungen vom 10. und 24. Augnst und
7. uud 21. September, doch werden nöthigenfalls für
diefen Zweck mich andere Sitzungen in Anspruch ge¬
nommen werden.

Die Sitzungen vom 23. Angust und 20. September
sind bestimmt zur Verhandlung über Einsprüche in
Snbhastations-Sachen uud werdeu die Herren Friedens¬
richter solche Einsprüche in diese Sitzungen verweisen.

Die rst'vi-6-Sitzungen werden jeden Freitag Morgens
11 Uhr — dagegen an denjenigen Freitagen, auf welche
Ferien-Sitznngen fallen, Morgens 9 Uhr stattfinden,
jedoch nur, weun Abends vorher Anmeldung geschehen ist.

Auf die Sitzungen der Zuchtpolizei-Kammer hat gegen¬
wärtige Verordnung keinen Einfluß.

Elberfeld, den 2. Juli 1878.
Der Landgerichts-Präsident: gez. Pas ch e n.

Für gleichlautendenAuszug
Der Landgerichts-Ober-Secretair: Hoppe.

728. 678. Nach ersolgter Feststellung des Planes für
die Anlage einer Wegeüberführung beim Bahnhöfe
Hückeswagenist Seitens der Kgl. Eisenbahn-Direktion
zu Elberfeld die Abschätzung einer Grundparzelle, groß
74 Quadratmeter (5 R. 30 Fuß) von Nr. 1112/230,
Flur I, Stadtgemeiude Hückeswagen, Eigenthümer Ge¬
brüder Müller daselbst, in Gemäßheit der 24 ff
des Enteignuugsgefetzesvom 11. Juni 1874 beantragt
und der Unterzeichnete mit der Leitung des Verfahrens
beauftragt worden.

Znm Zwecke der kommissarischen Verhandlung mit
den Betheiligten und nöthigenfalls der Abschätzung ist



Termin auf Mittwoch, den 24. d. Mts., Nach¬
mittags Zi/t Uhr, im Stationsgebäudeauf dem
Bahnhofe zu Hückeswagen, anberaumt, zu welchem die
betheiligten Eigenthümer, Pächter, Nutznießer und fonstige
Realberechtigte behufs Wahrnehmung ihrer Rechte hier¬
durch eingeladen werden unter der Verwarnung, daß
bei ihrem Ausbleiben die Entschädigungohne ihr Zu¬
thun festgestellt und die Auszahlung oder Hinterlegung
derselben verfügt werden wird.

Lennep, den 11. Juli 1878.
Der Abschätznngs-Commissar: Landrath Rospatt.

729. 688. Durch Urtheil des hiesigen Königlichen
Landgerichts vom 13. Mai 1878 ist die geschäftslose
Emma Uesseler zu Dorp bei Solingen wohnhaft und
gegenwärtig in der Departement«! - Irren - Anstalt zu
Düsseldorf untergebracht, für geisteskrank erklärt worden.

Die Herren Notarien meines Amtsbezirks werden in
Gemäßheit des Artikels 501 des Bürgerlichen Gesetz-
Buches und des Z. 18 der Notariats-Ordnnnghiervon
in Kenntniß gesetzt.

Elberseld, den 15. Juli 1878.
Der Ober-Prokurator: Lützeler.

73t> 689. Der Gerichtsvollzieher Rabe zu Mayen istdurch rechtskräftigesUrtheil der Disciplinarkammer des
Königlichen Landgerichts zu Coblenz vom 5. Juni 1878
wegen einer Pflichtwidrigkeitauf die Dauer von einem
Monat von seinem Amte suspendirt worden.

Coblenz, den 13. Juli 1878.
Der Königliche Ober-Proknrator:Sommer.

731. 705. Die diesjährige Herbstprüfung für den ein¬jährig-freiwilligenMilitairdienstfindet Donnerstag,
den 2K. September er., Morgens 8 Uhr nnd
die folgenden Tage in dem Dienstgebäude der Königlichen
Regierung hier statt.

Gesuche um Zulassung zu dieser Prüfung sind späte-
stens bis zum 1. August cr. bei uns anzubringen.
<H. öl der Deutschen Wehrordnung.)

Examinanden, welche nicht bestanden haben, dürfen
sich wiederholt zur Prüfung melden, vorausgesetzt, daß
dieselbe noch vor dem 1. April des Kalenderjahres, in
welchem sie das'20. Lebensjahr vollenden, abgehalten
werden kann. Mit dieser Maßgabe darf die Prüfung
mehrmals wiederholt werden. Sie erstreckt sich, in
jedem Falle nicht blos auf diejenigen Gegenstände, in
denen der Examinand bei der vorhergehenden Prüfung
hinter den Anforderungen zurückgeblieben ist, sondern
auf sämmtliche Prüfungsgegenstände.

Die Bestimmungender Deutschen Wehrordnung vom
28. September 1875 bezüglich der Nachsuchung der Be¬
rechtigung für den einjährigenMilitairdienst bringen
wir nachstehend zur öffentlichen Kenntniß.

H. 89. (Nachsnchuug der Berechtigung.)
I. Die Berechtigungzum einjährigen freiwilligen

Dienst darf nicht vor vollendetem17. Lebensjahre nach¬
gesucht werden. Der Nachweis derselben ist bei Verlust
des Anrechts spätestens bis zum 1. April des ersten
Militairpslichtjahres (H. 20. 2) zu erbringen.2. Die Berechtigung wird bei derjenigen Prüsungs-

Commission nachgesucht,in deren Bezirk der Wehr¬
pflichtige gestellungspflichtig ist (Z. 23 und 24).

3. Wer die Berechtigungnachsuchen will, hat sich bei
der unter Nr. 2 bezeichnetenPrüsungs - Commission
spätestens bis zum 1. Februar des ersten Militairpslicht¬
jahres schriftlich zu melden. Dieser Meldung sind bei¬
zufügen :

a.) ein Geburtszeugniß;
d) ein Einwilligungs-Attest des Vaters oder Vor¬

mundes mit der Erklärung*)über die Bereitwilligkeit
und Fähigkeit, den Freiwilligen während einer einjähri¬
gen activen Dienstzeit zu bekleiden, auszurüsten und zu
verpflegen;

0) ein Unbescholtenheitszeugniß,welches für Zöglinge
von höheren Schulen (Gymnasien, Realschulen, Progymna-
sien und höheren Bürgerschulen)durch den Director der
Lehranstalt, für alle übrigen jungen Leute durch die
Polizei-Obrigkeit oder ihre vorgesetzte Dienstbehörde
auszustellenist. Sämmtliche Papiere sind in Original
einzureichen.

4. Außerdem bleibt die wissenschaftliche Befähigung
für den einjährigenfreiwilligen Dienst noch nachzu¬
weisen; dies kann entweder durch Beibringung von
Schulzeugnissen oder durch Ableguug eiuer Prüfung vor
der Prüfungs-Commifsion geschehen.

5. Der Meldung bei der Prüfnngs-Commissionsind
daher entweder die Schulzeugnisse, durch welche die
wissenschaftliche Befähigung nachgewiesen werden kann
<H. 90) beizufügen, oder es ist in der Meldung das
Gesuch um Znlassung zur Prüsung auszusprechen.

Die Einreichnng der Zeugnissedarf bis zu dem
unter Nr. 1 genannten äußeren Termin ausgesetzt
werden.

In dem Gesuche um Zulassung zur Prüfung ist anzu¬
geben, in welchen zwei fremden Sprachen
der sich Meldende geprüft seiu will (Anl. 2 H. 1).

Auch hat der sich Meldende einen selbst geschriebenen
Lebenslauf beizufügen.

6. Von dem Nachweis der wissenschaftlichenBefähigung
dürfen entbundenwerden:

^) junge Leute, welche sich in einem Zweige der
Wissenschaftoder Kunst oder in einer anderen dem
Gemeindewesen zu Gute kommenden Thätigkeit besonders
auszeichnen;

d) kunstverständigeoder mechanische Arbeiter, welche
in der Art ihrer Thätigkeit Hervorragendes leisten;

o. zu Kunstleistuugeu augestellte Mitglieder landes¬
herrlicher Bühnen. Personen, welche auf eiue derartige
Berücksichtigung Anspruch machen, haben ihrer Meldung
die erforderlichen amtlich beglaubigten Zeugnisse beizu¬
fügen. Dieselben sind nur einer Prüfung in den Elemen¬
tarkenntnissen zn unterwerfen, nach deren Ausfall die
Ersatzbehörde dritter Instanz entscheidet, ob der Berech¬
tigungsscheinzu ertheilen ist oder nicht.

7. Militairpflichtige, welche auf Grund der Bestim¬
mung des Z. 30 2 f. zurückgestellt worden sind, dürfen

") Bei Freiwilligen der seemännischen Bevölkerung, sofern
sie in der Flotte dienen wollen, bedarf es dieser Erklärung nicht.
A IS. 4.)
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— mit Genehmigung der Ersatzbehörde dritter Instanz

— während der Dauer der Zurückstellung (Z. 27 4b)

die Berechtigung zum einjährigen Dienst nachträglich

nachsuchen.
Weitere Ausnahmen können nur iu vereinzelten Fällen

und der Ministerial-Jnstanz genehmigt werden.

Düsseldorf, den 20. Juli 1378.

Königliche Prüfnngs-Commission für einjährig Freiwillige.
Personal-Chronik,

732. 690. Kommnnal-Verwaltnng.
Ernannt: a) der Gutsbesitzer Gottfried Wahlers

zu Sinsteden zum ersten Beigeordneten der Landbürger-

meisterei Rommerskirchen. lz) der Bcmkdireetor Heinrich

Strerath zu Schlebusch zum zweiten und der Oberförster

Franz Carl Theis zu Morsbroich zum dritten Beige¬
ordneten der Landbürgermeisterei Schlebusch sowie o. der

Beigeordnete Bösken zum Stellvertreter des Standes¬

beamten des die Landbürgermeisterei Alpen umsasseudeu

Standesbezirks.

L. Schul-Verwaltuug.

Der bisherige commissarische Kreis-Schnl-Jnspector,
Pfarrer Windrath ist zufolge Erlasses des Herrn Ministers

der geistlichen Unterrichts- nnd Medicinal-Angelegenheiten

vom 24. v. Mts. definitiv znm Königlichen Kreis-Schnl-

Jnspector in Lennep ernannt worden.

Der bisherige commissarische Kreis-Schul-Jnspector,

Rector Wilhelm Cremer in Mörs ist zufolge Erlasses

des Herrn Ministers der geistlichen PP. Angelegenheiten
vom 24. Juni ds. Js. definitiv zum Königlichen Kreis-

Schnl-Jnspector ernannt worden.733. 680. Der Gerichts-AssessorBroich zu Cöln ist
der Staatsanwaltschaft bei dem Königlichen Landgerichte

zu Elberseld als Hülfsarbeiter überwiesen worden.

Elberfeld, den 10. Juli 1878.

Der Ober-Procurator: Lützeler.734. 684. Personal-Veränderungen
im Bereiche der Königlichen Intendantur 7. Armee-Corps.

Beförderungen: Wie, Sergeant und Zahlmeister-
Aspirant im 6. Westfälische!? Infanterie-Regiment Nr.

55 zum Büreau-Diätar bei der Intendantur 7. Armee-

Corps; Jänicke, Garuison-Verwaltungs-Ober-Jnspektor

in Münster zum Garnison-Verwaltnngs-Direktor; Jung,
Garnison-Backmeister als interimistischer Kasernen-In¬

spektor in Münster; Schneider, pensionirter Fuß-Gendarm

als interimistischer Lazareth-Jnspektor in Münster.

Versetzungen: Stockfisch, Lazareth-Jnspektor

in Thorn mit Wahrnehmung der Ober-Jnspektor-Stelle

beim Garnison-Lazareth in Düsseldorf beauftragt; Stroh¬

meyer, Lazareth-Jnspektor in Münster nach Thoni;

Gusseu, Proviaut-Amts-Coutroleur in Münster nach Metz;
Rehbeiu, Depot-Magazin-Verwalter in Treptow a. R,

als Proviant-Amts-Controleur nach Münster; Benseler,

eontroleführender Kasernen-Inspektor in Minden nach

Fritzlar; Oehlerking, Kasernen-Inspektor in Hamm nach

Bonn; Kolb, eontroleführender Kasernen-Inspektor in

Trier nach Hamm; Ehrich, Montirungs-Depot-Assistent

in Straßburg i. E. als interimistischer Controleur zum
Moutiruugs-Depot in Düsseldorf versetzt.

Verabschiedungen: Kühne, Montirnngs-Con-

trolenr iu Düsseldorf auf sein Ansuchen mit Pension in

den Ruhestand versetzt und der Charakter als Montirnngs-
Depot-Rendant verliehen.

Todesfälle: Ruth, Kasernen-Inspektor in Wesel

gestorben.

785.698. Zusammenstellung

Nr. der der in den öffentlichen Anzeigern Nr. 98, 99, 100 und 101 znr Besetzung angezeigten,

Bekanntm. gegenwärtig vakanten Dienststellen.

3201 Lehrer an der kath. Volksschule in Büderich, Kreis Moers. Einkommen: 1200 Mark, freie

Wohnung und Garten, sowie Vergütung für Heizen zc. von 162 Mark.

3240 Lehrer an der evangelischen Volksschule in Utfort, Kreis Moers. Einkommen: 1200 Mark, freie

Wohnung und Garten sowie Vergütung für Heizen und Reinigen von 75 Mark.

3241 Lehrer an der kath. Volksschule in Styrum bei Mülheim an der Ruhr. Einkommen 1350 M.

3242 Lehrerin an der katholischen Mädchenschule in Eleve. Einkommen: 900 Mark nnd freie Wohnnng
oder Miethsentschädigung vou 120 Mark.

3243 Lehrer oder Lehrerin an der katholischen Knabenschule in Nenß. Einkommen: 1200 resp. 975
Mark, sowie je freie Wohnnng oder Miethsentschädigung von 150 Mark.

3244 Lehrer an der evangelischen Volksschule in Würringhansen, Kreis Solingen. Einkommen: 1200
Mark und Miethsentschädigung von 150 Mark.

3245 Lehrer an der evangelischen Volksschule in Burscheid, Kreis Solingen. Einkommen: 1350 Mark

und Miethsentschädigung von 150 Mark.

3269 Klassenlehrer an der katholischen Volksschule in Uerdingen, Kreis Erefeld. Einkommen: 1200
Mark und Miethsentschädigung von 150 resp. 225 Mark.

3270 Lehrer an der katholischen Volksschule in Pfalzdorf bei Eleve. Einkommen: 1200 Mark, freie

Wohnung und Garten.

3271 Lehrerin an der kath. Volksfch. in Menzelen, Kr. Moers. Einkommen: 885 M. n. freie Wohnung.

3292 Sieben Lehrer an der Landwirthschaftsschule in Cleve und zwar: 1 Conrector. Einkommen:
3850 Mark. 1 Ordentlicher Lehrer. Einkommen: 3000 Mark. 1 Ordentlicher Lehrer. Ein¬

kommen: 2600 Mark. 1 Lehrer. Einkommen: 2500 Mark. 1 Lehrer. Einkommen 2100 Mark.

1 Lehrer. Einkommen: 2000 Mark. 1 Lehrer. Einkommen 1800 Mark.

3202 Exeeutor in Wermelskirchen, Kreis Lennep. Einkommen: 1000 Mark.

Meldung
bis zum

25/7

20/7

1/8

1/8

1/8

10/8
baldigst

15/8
24/7

Hierzu eine Cxtra-Veilage.
Redigirt im Bttreau der Königlichen Regierung. — Düsseldorf, L. Voh Co., Königliche Hofbuchdrucker.
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Kxtra Matt
zum

29. Stück des Amtsblattes der Königlichen Regierung m Düsseldorf.

Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Königlichen Regierung.

736. 710. Auf Antrag des Königlichen Landraths

Melbeck zu Solingen haben wir uuter Zurückziehung
des laut Bekanntmachung vom 15. Juni er. demselben

ertheilten Commissorinms ans Gründ des Z. 24 des

Reglements vom 28. Mai 1870 znr Ausführung des

Wahlgesetzes für den Reichstag vom 31. Mai 1869 den

Kreisdeputirten Commerzienrath Ulenberg zn
Opladen znm Wahlkommifsar für die auf den 30. Jnli er.

augeordneten Reichstagswahlen im Dritten, den Kreis

Solingen umfassenden Wahlkreise unseres Bezirks ernannt.

Düsseldorf, den 20. Juli 1878. I. I. 1608.

Ausgegebenzu Düsseldorfam 24. Juli t878.
Redigirt im Bureau der Königlichen Negierung, — Düsseldorf, L, Voß K Co., Königliche Hofbuchdrucker.
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